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#ST# 3875. Alkoholwesen. Begutachtung des
Volksbegehrens. Neuordnung.

Régime de l'alcool. Préavis sur l'initiative
populaire pour la revision.

Botschaft und Beschlussentwurf vom 14. April 1939
(Bundesblatt I, 601). — Message et projet d'arrêté du

14 avril 1939 (Feuille fédérale I, 633.)

Beschluss des Ständerats vom 12. Juni 1939.
Décision du Conseil des Etats, du 12 juin 1939.

Antrag der Kommission.
Zustimmung zum Beschluss des Ständerats.

Proposition de la commission.
Adhérer à la décision du Conseil des Etats.

Berichterstattung. — Rapports généraux.

Stutz, Berichterstatter: Wenn unsere Kommis-
sion den Herrn Präsidenten gebeten hat, dass eine
mündliche Berichterstattung als gegeben betrachtet
werde, so waren dafür drei Gründe massgebend:
Einmal brachte das Initiativkomitee rund 130 000
Unterschriften zusammen, und diese grosse Zahl
hat offenbar das Recht, zu verlangen, dass die
Materie in unserem Rate einlässlich behandelt
wird. Dann ist zweitens nicht zu übersehen, dass
die Gesetzgebung über den Alkohol zu den äller-
schwierigsten Problemen gehört. Das haben wir
seit 1920 hier in diesem Saale öfters erfahren.
Drittens hat sich das Initiativkomitee darüber be-
klagt, dass das Initiativbegehren im Ständerat
viel zu kurz gekommen sei. Das hat uns tatsächlich
auch dazu gebracht, zu sagen, wenn's dort schnell
gegangen ist, so wollen wir angesichts aller Ver-
hältnisse wenigstens die Diskussion stärker an-
kurbeln. Ob sie sich entwickelt, das ist Ihre Sache.

Um den Rat. aber doch nicht über Gebühr lang
beanspruchen zu müssen und um Wiederholungen
tunlichst zu vermeiden, verweisen wir auf die ein-
lässliche Botschaft"

Dagegen müssen wir uns mit dem Abschnitt 3
etwas näher befassen, weil sich das Initiativ-
komitee vor unserer Kommission — wir haben es
eingeladen zu den Verhandlungen, um sich äussern
zu können — fast ausnahmslos nur mit den Fragen
der Wiederherstellung des Zustandes vor dem
6. April 1930 (dem Ver schnitt verbot, der Her-
stellung von Sprit aus Obst und dessen Abfällen^
der Beschränkung der Spriteinfuhr, der Auf-
hebung der Gemeindeaufsichtsstellen usw.) be-
schäftigt hat. Ehe wir auf die Argumente der
Initianten, wie sie im Protokoll der Sitzung der
nationalrätlichen Kommission vom 12./13. Juli
1939 -in Brunnen festgehalten worden sind-, ein-
treten, soll nur kurz die Vorfrage gestreift werden,
ob seit Inkrafttreten des neuen Alkoholgesetzes
nicht schon beim Bundesrat, der Bundesversamm-
lung, den Kommissionen, der Alkoholverwaltung
oder Interessentenkreisen der Revisionsgedanke
vorübergehend oder dauernd Platz gegriffen hat.
Ich verweise in diesem Zusammenhang auf ver-
schiedene Postulate und Motionen, die in unserem

Rate anhängig gemacht worden sind und dann
auch auf ein Postulat der ständerätlichen Alkohol-
kommission vom 17. Juni 1936. Sie erinnern sich
alle, dass speziell im Jahre 1936 keine Sitzung des
Nationalrates vorübergegangen ist, ohne dass man
sich anlässlich der Besprechung des Budgets oder
der Rechnung der Alkoholverwaltung sehr weit-
gehend mit der Revisionsfrage beschäftigt hätte.
Das Finanzdepartement hat übrigens schon vorher
und auch dann wieder kleine Expertenkommis-
sionen eingesetzt, die das Problem nach allen Sei-
ten gründlich zu studieren hatten.

Als Herr Dr. Tanner seinen Rücktritt als
Direktor der Alkoholverwaltung nahm, waren es
die Obstinteressenten selbst, welche die Anregung
machten, es sei zu versuchen, auf der Basis des
neuen Gesetzes und unter Umgehung einer Re-
vision, dessen Anwendung so zu gestalten, dass die
bereits in Erscheinung getretenen Vorteile bei-
behalten, aber die grössten Klippen umschifft wer-
den könnten. Befürchtungen waren deshalb auf-
getaucht, weil die eidg. Alkoholverwaltung unter
dem 13. August 1936 eine Zusammenstellung der
Entwürfe für die zu revidierenden Artikel dés Alko-
holgesetzes den Fachkreisen bekanntgegeben hatte.
Es sei auf den ergänzenden Bericht des Bundes-
rates an die Bundesversammlung vom 28. Au-
gust 1936 verwiesen, der auf Seite 13 von der Re-,
vision der Alkoholgesetzgebung spricht.

Die Forderungen der Landwirtschaft und der
Verwerterkreise wurden in einer Eingäbe des
Schweiz. Bauernverbandes vom 10. Januar 1936
einlässlich umschrieben. In dieser Eingabe wurde
vom schweizerischen Bauernsekretariat insbeson-
dere auf Erörterungen Rücksicht genommen, die
im Schosse des schweizerischen Obstverbandes am
31. Dezember 1935 gepflogen worden sind.

Die Bundesversammlung verlangte fast un-
gestüm bessere Rechnungsabschlüsse. Es sèi daran
erinnert, dass im Jahre 1936 der Bundesrat unter
dem 18. Mai den eidg. Räten für die Zeit vom 1. Juli
1936 bis 30. Juni 1937 ein Budget vorlegte, zu
dem die ständigen Alkoholkommissionen eine Nach-
tragsbotschaft verlangten. In seiner Sitzung vom
19. Juni 1936 trat der Nationalrat, entgegen dem
Antrag seiner Kommission, nicht auf die Beratung
des abgeänderten Voranschlages vom 15. Juni
1936 ein, während der Ständerat zustimmend
Beschluss gefasst hatte. Die Bereinigung der
Differenzen musste auf die Septembersession ver-
schoben werden. Der Bundesrat unterbreitete in
der Folge einen ergänzenden Bericht, datiert vom
28. August 1936. An diese Schwergeburt zu er-
innern, ist deshalb notwendig, weil von da ab sich
die finanzielle Lage der eidg. Alkoholverwaltung
aus zwei Gründen besserte.
1. Der Bundesrat hatte durch das Finanzprogramm

1936 mehr Bewegungsfreiheit für die Ansetzung
des Uebernahmspreises des Kernobstbrannt-
weines erhalten. Absatz l des Artikels 11 des
Alkoholgesetzes wurde durch Bundesbeschluss
wie folgt abgeändert: ,,Die Uebernahmspreise
werden durch den Bundesrat festgesetzt".

2. An Stelle der im Alkoholgesetz fixierten Most-
obstpreise von Fr. 4.50 bis 5.— je 100 kg kamen
die Richtpreise von Fr. 3.50 bis 4.25 je 100 kg
für Birnen und für solche Aepfel, die gebrannt
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werden müssen und Fr. 4.50 bis 5.— für Aepfel,
die gemostet werden und deren Saft als Trink-
most Verwendung findet.
Gestützt auf diese reduzierten Rohstoffkosten

für die Brennerei, die mögliche Branntweinausbeute
und die neu überprüften Brennkosten kam dann
der Bundesrat dazu, auch den Grundpreis für die
Uebernahme des Kernobstbranntweines auf 160
Franken je hl Branntwein 100 % festzusetzen.
Dazu gesellte sich eine Staffelung nach der Ab-
lieferungsmenge. Was der Bundesrat damit an-
strebte, war ein angemessener Preis, und dieser
durfte keinen Anreiz für die Branntweinerzeugung
sein.

Um dem Obstbauer und Obstverwerter für die
Mindereinnahme aus dem Branntwein ein Aequi-
valent zu schaffen, wurden:
a. Frachtbeiträge für den Export vonJ Mostobst

und die Versorgung der öebirgsbevölkerung
und der minderbemittelten Kreise der Städte
ausgerichtet,

b. grössere Brennverminderungsbeiträge bewilligt
und

c. bedeutende Mittel für die Umstellung des Obst-
baues bereitgestellt.
Dass diese, unter dem Zwang, der Verhält-

nisse vollzogene Anpassung der Anwendung der
Alkoholgesetzgebung sich für die Alkoholverwal-
tung, den verständnisvoll und willig mitmarschie-
renden Obstbauern und den die Zeichen der Zeit
verstehenden Obstverwerter bis heute gut aus-
gewirkt hat, kann nicht bestritten werden. Dafür
ist die grosse Zahl der völlig brennlos und finanziell
gut arbeitenden Obstverwertungsbetriebe beweis-
kräftig genug. Der Obstbau ist in einer fundamen-
talen Umstellung begriffen, die sich ganz im Geiste
der allgemeinen Agrarreform vollzieht und den
Richtlinien der wirtschaftlichen Kriegsvorsorge
entspricht. Denn die Obstverwertung schafft jetzt
neben Obstwein und Süssmost Dicksäfte und Trok-
këntrester, als wertvolle Nahrungs- und Futter-
reserven. So ist es ohne Revision des Alkohol-
gesetzes möglich geworden, die Forderungen der
Bundesversammlung und der massgebenden Kreise
der Wirtschaft weitgehend zu erfüllen.

Warum ist nun trotzdem das Volksbegehren
zur Neuordnung des Alkohblwesens (Reval-Ini-
tiative) in die Wege geleitet worden ?

Die Revalwiege steht im Kanton Schwyz. Der
erste Präsident, ein Wirt, und der Verfasser des
Wortlautes des Volksbegehrens haben sich in-
zwischen zurückgezogen. Das Initiativ-Komitee
schliesst Landwirte, Gastwirte, Kupferschmiede,
Küfer, Lohnbrenner und gewerbliche Obstverwerter
ein. Sogenannte Politiker fehlen. Die Reval-
Initiative wird weder durch parteipolitische, noch
geschlossene Wirtschaftsgruppen gestützt. Das
Komitee verfügt, wie die Initianten selbst sagen,
über keine grossen Geldmittel, aber dafür ist der
Glaube an die Notwendigkeit der Beseitigung des
heutigen Alkoholgesetzes um so grösser. Das Volks-
begehren kommt also aus dem Schosse des inner-
schweizerischen Bauern- und Mittelstandes und
hat überall in der-Schweiz herum mehr oder we-
niger Freunde gefunden. Die Initianten appel-
lieren an das Verständnis für ihre besondere wirt-
schaftliche Lage und die staatspolitische Auf-

fassung der Anhänger, die einem geschulten Staats-
manne wohl primitiv erscheinen mag, aber als
durchaus ehrlich und gradlinig beurteilt werden
muss. Vorab verdienen die bäuerlichen Vertreter
im Aktionskomitee eine gerechte Würdigung ihrer
Stellungnahme, weil im Mostbirnengebiet der Zen-
tralschweiz durch das Alkoholgesetz alte Gewohn-
heiten und Geschäftsverbindungen zerstört worden
sind. Das gleiche muss für verschiedene Gewerbe-
treibende gesagt werden; auszunehmen sind aber
jene, die als „Gebüsste" Gegner der bestehenden
Alkoholordnung wurden.

Während nun der Bericht des Bundesrates an
die Bundesversammlung über das Volksbegehren
vom 14. April 1939 den Beweis antritt, dass die
4 Postulate der Initianten 'in ihren wesentlichen
Teilen schon erfüllt oder in Erfüllung begriffen
sind, beharren diese hartnäckig auf der Revision,
die auf die gänzliche Beseitigung des in Kraft
stehenden Gesetzes hinausläuft. Das Hauptziel
liegt in der Wiederherstellung der Freiheit des
Brennens von Obst, Most und Obsttrestern und
der Freiheit des Handelns mit Branntwein. Aller-
dings sollen durch die Verwirklichung der 4 Postu-
late die bisherigen Errungenschaften der neuen
Alkoholgesetzgebung gerettet werden. Dass eine
solche Kombination aus einer Reihe von Gründen
nicht möglich ist, haben die Initianten kaum
ernstlich überdacht.

Allgemein wird von den Gegnern der heutigen
Ordnung der Vorwurf erhoben, dass die Alkohol-
verwaltung statt die in Aussicht gestellten 25 Mil-
lionen Jahresgewinne eine schwere Schuldenlast
herausgewirtschaftet habe. Es wird sogar daran
gezweifelt, dass die in den letzten Jahren erreichten
Ueberschüsse wirklich bestehen. Weil aus den Er-
trägnissen der Alkoholverwaltung eine Aeufnung
des Fonds für die Alters- und Hinterbliebenen-
Versicherung bisher nicht möglich war, sehen sich
diejenigen Stimmberechtigten betrogen, welche
seinerzeit aus sozialen Gründen für den Verfassungs-
artikel eintraten. Die Initianten protestieren auch
gegen den Vorwurf, dass der Schweizer vor dem
neuen Regime ein Schnapser gewesen sei. Ander-
seits sagen sie, es sei nicht zu befürchten, dass
durch die Annahme der Initiative der Branntwein
ein Volksgetränk werden könnte; aber der Pro-
duzent soll aus dem Schnaps einen grösseren Vor-
teil ziehen als jetzt. Der Konsument müsse in die
Lage kommen; den Bedarf an Branntwein zu
einem erschwinglichen Preis zu decken. Er soll
ein Luxusgetränk bleiben, dagegen billiger werden
als er heute ist.

Trotz der Förderung des Kartoffelbaues durch
die Alkoholverwaltung werden immer noch grosse
Mengen eingeführt, sagen die Initianten. Tat-
sache ist, dass der schweizerische Kartoffelbau den
normalen Bedarf zu annähernd 100 % deckt. Was
eingeführt wird, sind die Primeurs aus dem Süden,
die wegen ihres hohen Preises einen Luxuskonsum
darstellen, und Saatkartoffeln. Wenn ab und zu
die Drosselung der Einfuhr mit dem zunehmenden
inländischen Angebot nicht haarscharf überein-
stimmt, so sind das entschuldbare Zufälligkeiten,
wie es auch vorkommen kann, dass der Markt
zeitweise mit einheimischen , Kartoffeln überführt
wird und deshalb die Preise weichen.
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Ein weiterer Vorwurf betrifft die Einfuhr von
Tafelobst. Der Obstkonsum hat bei den Nicht-
bauern gewaltig zugenommen und steigt immer
noch. Der schweizerische Obstbau trägt mit Unter-
stützung der eidg. Alkoholverwaltung dieser Ent-
wicklung Rechnung, aber die Umstellung verlangt
Zeit und Mittel. Die Obsteinfuhr wird im Rah-
men des Möglichen und Tragbaren so geleitet, dass
die Produzentenpreise für die eigene Ernte an-
gemessen sind, aber auch den Konsum anregen.
Momentane Ueberschüsse sucht man durch Sonder-
aktionen dem Konsumenten direkt zuzuführen.
Bessere Baumpflege, Vermehrung lang haltbarer
Sorten, zweckmässige Lagerung, Marktberatung,
Annahme- und Verladekontrolle, Preisabsprachen
usw. haben sich seit Jahren als die geeigneten
Mittel erwiesen, um den einheimischen Markt für
das eigene Obst zu erobern. Daneben wird nichts
unversucht gelassen, um den überschüssigen Teil
der Ernte möglichst vorteilhaft zu exportieren.
Leider zeigen ausgesucht Anhänger der Reval-
Initiative für diese Anstrengungen sehr wenig
Verständnis.

Mit der Formulierung der These 3: „Sprit (aus-
genommen Brennspiritus) soll nur aus Inlandobst
und dessen Abfällen hergestellt werden dürfen.. ."
ist den Revalleuten ein böser Lapsus passiert, der
an sich aber begreiflich ist. Es handelt sich bei
der Spritgewinnung um einen sehr komplizierten
chemisch-physikalischen Vorgang, der auch seine
wichtige kaufmännische Seite hat. Während man
aus Obstbranntwein verhältnisrnässig leicht Brenn-
sprit gewinnen kann, ist es ausserordentlich schwer,
Feinsprit oder ganz neutralen Trinksprit herzu-
stellen. Der Obstbranntwein ist und bleibt ein
teures und zudem schlecht geeignetes Rohmaterial
für die Spritfabrikation. Das haben sowohl die
Versuche der eidg. Alkoholverwaltung in Delsberg,
wie neuerdings die mehr als ein Jahr dauernden
Anstrengungen der Privatindustrie in Cham be-
wiesen. Während der Melassesprit der Rüben-
zuckerfabrik Aarberg je Liter 100 % auf etwas
über 40 Rp. und der Sulfitlaugensprit der Zellulose-
fabrik Attisholz die Alkoholverwaltung auf 35—40
Rappen zu stehen kommt, muss für l Liter Obst-
feinsprit mindestens das Vierfache ausgelegt werden.

Es wurde auch die Frage des Beimischungs-
zwanges neuerdings in die Diskussion geworfen.
Ich erinnere Sie daran, dass der Bundesrat am
30. Mai 1936 den prinzipiellen Beschluss gefasst
hatte, Obstspiritus dem Benzin beimischen zu
lassen. Sie kann in den nächsten Monaten viel-
leicht wieder zeitgemäss werden, obschon der
Beimischungszwang seinerzeit, unter dem Druck
der Automobilisten, nicht gekommen ist.

Inwieweit der Kirschwasserskandal mit der
heutigen Alkoholgesetzgebung in -Zusammenhang
gebracht werden kann und darf, wird verschieden
beurteilt. Die Kirschenbauern argumentieren da-
mit, dass die eidg. Alkoholverwaltung deshalb mit-
verantwortlich sei, als sie den Trinksprit für die
Herstellung der Verschnitte und Kunstprodukte
liefert. Artikel 37 des Bundesgesetzes über ge-
brannte Wasser vom 21. Juni 1932 führt aus : ,,Die
Alkoholverwaltung gibt die von ihr beschafften
gebrannten Wasser in Mengen von mindestens
150 Liter Alkohol gegen Barzahlung ab". Der

5. Absatz des Artikels 38 lautet: ,,Die Alkohol-
verwaltung hat die Verwendung der von ihr zu
verbilligten Preisen gemäss Absatz 2 bis 4 ab-
gegebenen gebrannten Wasser zu überwachen".
Dabei handelt es sich aber ausdrücklich um Sprit
zur Herstellung von pharmazeutischen Erzeug-
nissen, Riech- und Schönheitsmitteln, Brenn-
spiritus und Industriesprit. Die Ueberwachung
der Verwendung von Trinksprit Zur Fabrikation
von Likören und Herstellung von Branntwein-
verschnitten ist, gemäss der Verordnung zum
Lebensmittelgesetz, Sache des eidg. Gesundheits-
amtes und der kantonalen Lebensmittelorgane, also
nicht der Alkoholverwaltung. Durch die Ver-
vollkommnung der chemischen und degustativen
Prüfungsmethoden suchten die verantwortlichen
Instanzen im engsten Kontakt mit den Fach-
kreisen dem längst eingerissenen Unfug entgegen-
zutreten und eine Sanierung des Marktes herbei-
zuführen. Die unter Mitwirkung des eidg. Ge-
sundheitsamtes und der eidg. Alkoholverwaltung
erst vergangenes Frühjahr ins Leben gerufene
Interessengemeinschaft des Spirituosengewerbes
bildet einen neuen praktischen Beweis für diese
Anstrengungen. Um so bedauerlicher ist es, wenn
die verlangte Brennkirschenkontrolle, welche die
Grundlage für die einwandfreie Rohstoffkontrolle
bildet, gerade aus Kreisen bäuerlicher Kirschen-
produzenten der Innerschweiz bekämpft wurde.

Ein Hauptvorwurf der Initianten betrifft das
Nichteinhalten der im Alkoholgesetz verankerten
Mindestpreise für das Mostobst und den ablie-
ferungspflichtigen Obstbranntwein. Ich glaube,
darauf weiter nicht antworten zu müssen; denn
Sie sind über das, was in den letzten Jahren in
dieser Beziehung gegangen 'ist, so gut auf dem
laufenden wie ich.

Was der Produzent unrecht findet, das ist die
wirklich sehr grosse Differenz zwischen dem Pro-
duzenten- und dem Konsumentenpreis. Sie ver-
hält sich rund wie 1:3. Dadurch verteuert man
auch den Bergbauern den Schnaps, die auf dieses
praktisch einzig mögliche alkoholische Getränk
angewiesen sind. Der Bergler kann wegen der
Transportschwierigkeiten weder Obstwein noch
Süssmost im Haushalt führen. Für die Bestrei-
tung der schweren Arbeiten, namentlich während
des Winters, glaubt er, etwas Alkohol haben zu
müssen. Die starke Fiskalbelastung hat ihn ver-
ärgert und missmutig gemacht.

Zwischenhinein möchte ich hier betonen, dass
verschiedentlich die Frgge aufgeworfen worden
ist, ob es nicht möglich wäre, diesen Wünschen
der Bergler etwas entgegenzukommen. Aber es
stellten sich so viele Schwierigkeiten bei der prak-
tischen Lösung der Frage ein, dass die Alkohol-
verwaltung, mindestens bis heute, sich nicht dazu
bereit erklären konnte.

Es ist übrigens bei der Beurteilung der Preis-
differenz zwischen dem Einstandspreis der Alkohol-
verwaltung und dem Verkaufspreis noch ein psy-
chologisches Moment mitzuberücksichtigen. Der
grosse Preisunterschied schafft Diebe, aber auch
unruhige Gewissen. Solche Seelenkonflikte reizen
den Geist des Widerspruchs. Der Bauernmoster,
so wurde von zwei bis drei Vertretern in Brunnen
ausgeführt, sah sich schon vor dem Inkrafttreten
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des neuen Alkoholgesetzes, aber erst recht seit
1932 von den gewerblichen, privaten und genossen-
schaftlichen Obstverwertungsunternehmen über-
flügelt, obschon diese mit hochverzinslichem, frem-
dem Kapital und teurem kaufmännischem und
technischem Personal arbeiten müssen. Diese Ent-
wicklung hat gegen das Ende des letzten Jahr-
hunderts begonnen, vor 1914 in die Augen sprin-
gende Fortschritte gemacht und ist während des
Weltkrieges gross geworden, weil die Mosterei aus
der freien Obstspritbrennerei grossen Nutzen zog
und schliesslich noch unter dem neuen Regime
finanziellen Vorteil erreichte. Diese Grossbetriebe
haben aber auch die Initiative zur Umstellung auf
die alkoholfreie Obstverwertung ergriffen und in
rascher Folge und unter Aufwendung grosser Ka-
pitalien zur Entlastung des Alkoholmarktes Vor-
bildliches geschaffen. Anderseits ist es erfreulich,
feststellen zu können, wie viele bäuerliche und
kleingewerbliche Mostereien gerade in der Zentral-
schweiz mitgerissen wurden und heute in vorderster
Linie marschieren. Die Grundlage zu diesem Auf-
stieg ist durch die neue Alkoholgesetzgebung ge-
schaffen worden. Uebrigens werden diese Klein-
mostereien heute durch die Alkoholverwaltung
durch eine Abstufung der Brennverminderungs-
beiträge nach oben unterstützt und gefördert.
Wenn es im Reval-Initiativkomitee Leute gibt, die,
wie das in Brunnen zu hören war, das Verständnis
für neuzeitlichen Obstbau nicht haben, so setzen
sich diese mit den selbst aufgestellten Thesen in
Widerspruch. Diese Kritiker mögen einmal in den
Kantonen Bern, Thurgau, Baselland, Zürich usw.
Umschau halten und einen Vergleich anstellen mit
den traurigen Zeugen einer verwahrlosten Obst-
kultur ihrer eigenen Nachbarschaft. Die Schnaps-
vögte müssen verschwinden, so tönt es laut und
nachhaltig. Man will frei sein wie die Väter waren
und lehnt unter Berufung auf Wilhelm Teil und
Arnold Anderhalden jede Kontrolle ab. Im Gegen-
satz zu dem konzessionierten Brennereigewerbe
kann unter dem heute geltenden Recht der Haus-
brenner seine Trester und Obstabfälle entweder
selbst brennen oder brennen lassen. Er hat einzig
die Brennkarte wahrheitsgemäss auszufüllen und
der Gemeindeaufsichtsstelle, von welcher er sie
erhielt, auch wieder abzugeben. Er kann weiter
für die Selbstversorgung soviel steuerfreien Brannt-
wein zurückbehalten "wie er will. Er darf aller-
dings davon, ohne die Steuer zu bezahlen, nichts
an Dritte verkaufen. Die Alkoholverwaltung ist
verpflichtet, die Gesamtausbeute zu dem vom
Bundesrat fixierten Preis zu übernehmen.

Die Küfer stehen auf Seite der Initianten,
weil sie behaupten, durch das Alkoholgesetz um
Arbeit und' Lohn gekommen zu sein. Kürzlich
wurde anlässlich einer Jahrestagung des Schweiz.
Küferverbandes festgestellt,, dass das Arbeits-
volumen um 50 % gesunken sei. Es ist zu be-
achten, dass im Laufe der letzten drei Jahrzehnte
an Stelle der grossen Lagerfässer aus Eichenholz
erst die Glaszementbehälter und später die Eisen-
und Stahltanks getreten sind. Diese Umwandlung
hat sich aber vorgängig in der Bierbrauerei, die
das Brennen nicht kennt und erst später in der
Mosterei vollzogen. In gleicher Weise ist an Stelle
des Kleinfasses für die Bedienung der Wirte und

der Kleinkundschaft die Glasflasche gekommen.
Auch da gingen die Bierbrauer voran, dann kam
der Weinhandel und schliesslich der Süssmoster.
Uebrigens wurde von jeher der Branntwein zur
Hauptsache in Korbflaschen spediert und nur
bei Grossendungen im Fass.

Etwas anders müssen die Klagen der Lohn-
brenner und Kupferschmiede beurteilt werden.
Die aufstrebende Mosterei fand in der Brennerei
ihren wertvollen Begleiter mit goldenen Knöpfen.
Die erste fahrbare Dampfbrennerei kam anfangs
der siebziger Jahre des vorigen Jahrhunderts von
Frankreich her in die Schweiz, und es war eine
Genfer Firma, welche die Fabrikation selbst auf-
nahm, bis mehrere deutsehschweizerische Werk-
stätten als Mitkonkurrenten auftraten. Schliess-
lich bauten industrielle Firmen in Anlehnung an
ausländische Modelle Grossapparaturen mit De-
stillationskolonnen. Nun kam das neue Alkohol-
gesetz mit der Forderung der Verringerung der
Zahl der Brennapparate und der Konzessionie-
rung. Die Apparatenbauer empfanden den Artikel 60
der Vollziehungsverordnung vom 19. Dezember
1933 als besonders drückend, der in seinem ersten
Satz wie folgt lautet: „Beabsichtigt der Inhaber
einer Hausbrennerei den Ersatz eines Brennappa-
rates durch eine Neu-Apparatur oder den Ersatz,
die Umänderung oder Reparatur einzelner Teile
Vorzunehmen, so hat er hiervon der Brennerei-
aufsichtsstelle Mitteilung zu machen." Diese Be-
vormundung reduziert natürlich die Reparatur-
und Ersatzarbeiten. Anderseits kommt dazu, dass
die Haushaltungsgegenstände aus Kupfer durch
Aluminium, Email, Nickel usw. in den Hinter-
grund gedrängt worden sind. • So ist die Kupfer-
schmiederei leider zu einem aussterbenden Ge-
werbe geworden, wie andere auch, die nicht dem
Einfluss der Alkoholgesetzgebung ausgesetzt sind.

Vor und während der Abstimmungskampagne
über den Verfassungsartikel " herrschte in Fach-
kreisen die Ansicht, vor, es werde die Zahl der
Hausbrennapparate infolge der Begünstigung der
Lohnbrennerei zurückgehen. Es trat aber, eigent-
lich aus begreiflichen Gründen, die umgekehrte Ent-
wicklung ein. Vorab hielt der Spezialitätenbrenner
an seinem eigenen Apparat fest. Er wollte sich
nicht einseitig den Destillateuren ausliefern. Dann
folgte die Auswirkung der Bezahlung der Brenn-
verminderungsbeiträgej die heute so hoch sind,
dass ein voller Ausgleich für den Branntwein-
erlös geschaffen ist. Deshalb wird nicht mehr
gebrannt. Der Apparat ist nicht mehr nötig.
Diejenigen Mostereien, welche eigene grössere
Brennanlagen besitzen, können ihre Stilllegung
verschmerzen, nicht aber die Lohnbrenner, de-
nen vielleicht der einzige * Erwerb entgeht. Der
Versuch, sie zum Beispiel durch eine Rayon-Ein-
teilung zu begünstigen, ist bis jetzt nicht gelungen.
Wohl sieht Artikel 4 der neuen Konzessions-
bedingungen diese vor. In der Westschweiz kann
immerhin nach dem Bericht der Alkoholverwaltung
an die Fachkommission pro 1939/40 mit der Ge-
bietszuteilung begonnen werden.

Es ist in den bisherigen Ausführungen den
Argumenten, welche vom Präsidenten und den Mit-
gliedern des Reval-Initiativ-Komitees in Brunnen
vorgetragen worden sind, so einlässlich, als es die
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Zeit erlaubte und so objektiv, als es die Wichtigkeit
der Materie erheischt, Rechnung getragen worden.
Ich stelle zum Schlüsse folgendes fest:
1. Der Revisionsgedanke tauchte zuerst im Schosse

der zuständigen Alkohol- und Fachkommission
auf, weil nach deren Ansicht in. den ersten Brenn-
jahren die volkshygienischen Vorteile zu teuer
erkauft -wurden und als Folge der Uebernahme
riesiger Branntweinmengen grosse Verluste ent-
standen sind.

2. Weil für den Obstbau und die Obstverwertung
zuviel auf dem Spiele gestanden wäre, ist dann
in vernünftiger Auslegung und Anwendung des
bestehenden Gesetzes mit grossem Erfolg versucht
worden, zur brennlosen Obstverwertung über-
zugehen. Dadurch konnten die Defizite der
eidg. Alkoholverwaltung beseitigt und für den
schweizerischen Obstbau eine Aera der wirt-
schaftlich richtigen Entwicklung eröffnet werden.

3. Die Reval-Initiative möchte die Freiheiten des
Gesetzes von. 1885/1900 für den Erzeuger und
Verbraucher von Kernobstbranntwein und der
Spezialitäten zurückgewinnen, aber die Vorteile
der neuen Gesetzgebung doch nicht preis-
geben. Eine solche Verquickung stellt vom volks-
hygienischen und finanztechnischen Gesichts-
punkt aus eine praktische Unmöglichkeit dar.

4. Von den vier Postulaten der Initianten sind
einzelne gut, aber schon verwirklicht oder in
der Verwirklichung begriffen. So werden der
Tafelobstbau und das Dörren von Obst weit-
gehend gefördert. Die Einfuhr von Obst unter-
liegt der Kontingentierung durch das eidgenös-
sische Volkswirtschaftsdepartement. Sektion Ein-
fuhr, ist also nicht frei. Die Gewinnung von
Futtermitteln aus Obsttrestern wurde in die
Tat umgesetzt. Für alle diese Massnahmen
stehen rund 3 Millionen Franken im jährlichen
Budget der Alkoholverwaltung.

5. Sprit wird nur insoweit eingeführt, als der aus
Inlandobst und dessen Abfällen hergestellte Al-
kohol den Inlandbedarf quantitativ und quali-
tativ nicht zu decken .vermag. Konzessionen
für die Herstellung von Sprit aus den Rück-
ständen der Rübenzuckerfabrikation und der
Sulfitlauge haben schon unter der alten Gesetz-
gebung bestanden. Die Uebernahme des Zuk-
kermelassesprites bedeutet zudem eine indirekte
Unterstützung des Zuckerrübenbaues. Ebenso
sind mit dem Höherbrennen resp. Rektifizieren
des übernommenen Kernobstbranntweines bis-
her bestehende private Brennereien beauftragt
worden. Diese befinden sich sogar alle in der
Zentralschweiz. Die Alkoholverwaltung unter-
hält einzig eine Versuchs- und Kontrollbrennerei
in Delsberg, die schon unter dem alten Gesetz
gearbeitet hat. Ein Beamtenheer der eidgenös-
sischen Alkoholverwaltung gibt es überhaupt
nicht. Deren Personalbestand erreicht mit un-
gefähr 100 Mann nicht einmal die Stärke einer
halben Infanteriekompagnie. Die 2900 Brennerei-
Aufsichtsstellen sind keine Bundesbeamten und
leisten ihre bescheiden entlöhnte Arbeit nur
nebenbei. Zudem ist ihre Zahl klein, wenn man
bedenkt, dass sie 150,000 Hausbrenner und
Brennauftraggeber zu bedienen haben.
Nationalrat. — Conseil National. 1939.

6. Es ist Sache der Handelsabteilung des eid-
genössischen Volkswirtschaftsdepartementes und

. nicht der Alkoholverwaltung, die Einfuhr von
Kognak und Rhum in Kompensation gegen
Kirschwasser und Obstbranntwein in die Wege
zu leiten. Für Kirschwasser besteht einige Aus-
sicht, für Obstbranntwein höchstens in Kriegs-
zeiten.

7. Die Verschnittfrage gehört ins Arbeitsgebiet des
eidg. Gesundheitsamtes und der kantonalen Le-
bensmittelorgane.

8. Wie im einzelnen nachgewiesen worden ist, fehlt
einer ganzen Reihe von Vorwürfen und Ein-
wendungen der innere Gehalt und deshalb der
verpflichtende Charakter. Es handelt sich viel-
fach um rein persönliche Ansichten und Be-
hauptungen, denen eine allgeneine Bedeutung
abgeht.
Die Initiative ist aus all diesen Gründen un-

annehmbar, und wir müssen dem Nationalrate in
Uebereinstimmung mit dem einstimmigen Stände-
rat, dem die Priorität zukam, empfehlen, dem An-
trag des Bundesrates auf Verwerfung beizu-
pflichten. In formeller Hinsicht ist noch daran
zu erinnern, dass die Reval-Initiative sich auf An-
regungen ohne bindende Formulierung beschränkt.
Für ihre Erledigung ist der Artikel 121 der Bundes-
verfassung massgebend.

Endlich muss ich Ihnen Kenntnis geben vom
Inhalt eines Schreibens der Aktion Reval vom
Mai 1939 an den Bundesrat:

Hochgeachteter Herr Bundespräsident,
Hochgeachtete Herren Bundesräte,

Ende Dezember 1937 hat das Aktionskomitee
der „REVAL" in Steinen im Bundeshaus die so-
genannte Revalinitiative mit rund 130,000 Unter-
schriften eingereicht. Inzwischen sind nun 17 Mo-
nate verstrichen, ohne dass von Ihnen die Volks-
abstimmung über die eingereichte Initiative an-
geordnet worden wäre. Dies bedeutet eine Ver-
letzung der heute geltenden Bundesverfassung.

Der erweiterte Vorstand der Aktion „REVAL"
hat in seiner Sitzung vom 23. April 1939 zu dieser
Frage Stellung genommen und beschlossen, Ihnen
folgendes mitzuteilen:
1. Die Festlegung des Abstimmungsdatums wird

strikte gefordert, und es soll dieses spätestens
anlässlich der kommenden Session der Bundes-
versammlung im Juni 1939 bekanntgegeben
werden.

2. Sollte dieser Forderung nicht nachgekommen
werden, was einer Verletzung zwingenden Bun-
desrechtes (Bundesverfassung) gleichkommt, er-
achten sich auch* die Bürger nicht mehr als an
die Bestimmungen des Alkoholgesetzes gebun-
den.

3. Falls das Abstimmungsdatum bis zum 30. Juni
1939 nicht bekanntgegeben werden sollte, leh-
nen die Bürger ab diesem Zeitpunkt die Be-
zahlung der Schnapssteuer ab.
Die unterzeichneten Organisationen erklären

sich mit diesem Beschluss des erweiterten Vor-
standes der Aktion „REVAL" solidarisch und be-
zeichnen ihn als für sie verbindlich.
Für die Aktion „REVAL" Steinen:

Der Präs. : Frz. Wiget. Der Sekr. : P. Haller.
70
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Für den Innerschweizer Bauernbund:
Der Präs. : Berchtold J-. Der Sekr. : K. Schuler.

Per Schweiz. Kupferschmiedemeisterverband:
Präs. : (unleserlich). Vizepräs. : Alfr. Müller.

Per Urschweizer Küfermeisterverband:
Präsident: G. Nigg.

Per Aktionskomitee Obwalden:
Präs. : Anton Jöri, Kantonsrat.
Aktuar: Schmid Franz.

Per Aktionskomitee Nidwaiden:
Präs.: Melch. Blättler. Aktuar: R. Blättler.

Für das Luzerner kant. Aktionskomitee:
Präsident: A. Estermann, Rothenburg.

Für den Schweiz. Lohnbrennerverband:
Präsident: Buchmann, Rain.

Per Aktionskomitee des Kts. Aargau:
Job. Hagenbuch, Grossrat.

M. Paschoud, rapporteur: Dans tous les pays,
comme à toutes les époques, la question de l'alcool
joue un grand rôle, souvent plus politique que fiscal.
Aucune loi n'est plus difficile à appliquer, parce
qu'elle touche à une foule de domaines économiques
et déploie ses effets jusque dans le domaine stricte-
ment personnel de la distillation domestique. Notre
loi fédérale sur cette matière, du 21 juin 1932, et
les règlements qui en découlent ont apporté un
nouveau régime, introduisant un changement com-
plet de ce qui existait auparavant: La Régie des
alcools n'avait autrefois affaire, en ce qui concerne
le régime intérieur de notre pays, qu'à quelques
distilleries de pommes de terre, et brusquement
elle a dû appliquer la loi à environ 40.000 distilla-
teurs particuliers et à plus de 120.000 personnes
(dites commettants) c'est-à-dire faisant distiller
quelques-uns de leurs sous-produits. Un tel boule-
versement ne pouvait s'effectuer sans froissements
et sans une certaine contrainte. Il faut ajouter à
cela l'évolution économique de ces dernières années,
l'essor donné à la production du fruit, la disparition
quasi totale de notre exportation fruitière, le poids
des réserves d'alcools, formidable stockage, effectué
avant l'entrée en vigueur de la loi, lequel a pesé
sur les prix. Tous ces facteurs ont joué leur rôle
et établi contre la Régie des alcools une prévention
et une animosité injustifiées qu'il n'est pas facile
de dissiper. Les consommateurs eux-mêmes, obligés
de payer plus cher leurs liqueurs et les produits
à base d'alcool, les nombreuses personnes qui
fabriquaient quelques litres d'alcool avec leurs
excédents de fruits, tous ces intéressés sont devenus
des ennemis du régime, et les citoyens eux-mêmes
ont fini par se demander à quoi servait toute cette
législation, laquelle, pour débuter, a été la cause
de retentissants déficits pour la caisse fédérale, et
s'il valait la peine de gêner tout le monde, pour
n'aboutir à rien. C'est dans ce désarroi qu'est née
l'initiative dont nous avons à nous occuper, et il
ne faut pas s'étonner si dès le début les mots
«revision de la loi» ont été prononcés pour aboutir
à la demande populaire que vous possédez sous le
message fédéral No 3875.

Cette initiative, déposée le 29 décembre 1937,
réunissant environ 130.000 signatures, est donc
surtout l'expression d'un mécontentement que nous
pensons passager, et dû surtout aux circonstances
ci-dessus rappelées. Votre commission a eu du

reste l'occasion d'entendre abondamment le comité
dit de la Rêvai, venu à Brunnen, pour faire part
et de ses motifs et de ses griefs. Ce comité nous
a paru composé surtout de personnes qui ont subi
des contre-coups, dans l'industrie des alambics
par exemple, ou dans la tonnellerie, quoiqu'il faille
reconnaître que cette industrie est surtout handi-
capée par la vente du vin en litres en verre et non
pas tellement par l'alcool. Les producteurs de
spécialités, en particulier le kirsch, ont des motifs
certainement plus valables, mais en contradiction
avec les producteurs aboriculteurs des fruits à
pépins.

Mais à aucun moment vos commissaires n'ont
pu constater des griefs solides pouvant déclencher
une vague de fonds menaçant la structure de la
loi sur l'acool. Quant aux griefs de procédure, ils
sont le fait de personnes qui ne sont pas au courant
des coutumes parlementaires; il n'en est point à
retenir.

Il y a unanimité générale sur un point: C'est
qu'au point de vue hygiénique et social la loi actuelle
a été un grand progrès et un bienfait. Le schnaps
à 0 fr. 80 le litre a causé assez de ravages pour que
l'on s'en souvienne et personne parmi ceux qui
examinent objectivement les résultats ne désire le
retour à la situation d'aVant 1930. Reviser dans
le sens du retour à cette époque,. serait un recul
indigne de notre peuple. Toutes les statistiques,
tous les rapports d'aisles divers constatent l'amélio-
ration; ce fait est capital et indéniable. Quant aux
inconvénients signalés par le comité de la Rêvai,
une grande partie ont déjà disparu par les amélio-
rations successives apportées au cours de ces pre-
mières années d'expérience et depuis la cueillette
de leurs signatures. Tous les autres motifs sont ou
en exécution ou alors irréalisables parce qu'allant
à fin contraire des buts visés par la loi, ou bien
enfin relevant d'autres instances que celle de la
Régie des alcools, telle par exemple la compen-
sation commerciale des liqueurs importées et ex-
portées, laquelle relève des traités de commerce.
Notre commission a été unanime, les arguments
présentés par ces MM. de la Rêvai n'ont convaincu
personne.

Nous ne voulons pas dire par là que la loi
actuelle soit parfaite; elle est susceptible d'amélio-
rations désirables, dont la plupart sont en cours,
mais rien ne justifie sa disparition, pour en com-
poser une nouvelle. Il faut, en effet, trouver le,
moyen, avec l'appui des cantons, de protéger contre '
la fraude la liqueur naturelle et authentique.
L'affaire des kirsch le démontre: une entente entre
les départements intéressés est nécessaire. Elle doit
intervenir avant la votation populaire sur l'initia-
tive. Il faut continuer les efforts et arriver aussi
vite que possible, dans un domaine aussi difficile,
à transformer l'alcool de fruits en alcool fin et
posséder en Suisse nos usines de rectification afin
d'éviter tout achat de ce genre d'alcool à l'étranger.
La question de la prise en charge, de la fixation
différentielle des prix du fruit et des alcools, doit
aussi être élucidée, de façon à rester dans un juste
milieu.

Enfin, dans le chapitre des spécialités, l'art. 22
de la loi spécifie que le taux de l'impôt pour chaque
sorte d'eau-de-vie doit être fixé de telle manière
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que le producteur en le récoltant puisse tirer un
prix équitable de son produit. Or-, l'impôt uniforme
de 2 fr. 50 le litre à 100 ° ne fait aucune distinction.
Une grande partie des signataires de l'initiative
Rêvai provient de ce fait anormal. Un sous-produit
comme le marc de raisins n'a pas la même valeur
que la matière distillarle, cerises, mirabelles,
pruneaux ou gentiane. L'eau-de-vie de marc de
raisin devrait faire une catégorie à part taxée
différemment en rapport avec ses possibilités
d'écoulement et de vente; ce serait légal et cette
mesure ferait tomber une grosse partie de l'oppo-
sition à la loi. Il vaut la peine d'y penser avant
la votation populaire.

Ces questions étant réglées, il n'est plus indiqué
d'aborder une revision constitutionnelle. Du reste,
en face de" la revision, on remarque plusieurs ten-
dances contradictoires. Une tendance extrême
voudrait supprimer toute la législation et obtenir
la liberté entière. Une autre voudrait affaiblir le
côté fiscal en faveur des paysans. Une troisième,
c'est-à-dire la majorité des paysans, désire con-
server ce que la loi'actuelle leur garantit.

Plus nombreux encore sont ceux qui considèrent
que les dispositions actuelles sont trop favorables
à l'agriculture. Les milieux abstinents trouvent
la loi actuelle de beaucoup trop douce envers l'alcool,
et vouent aux gémonies la distillation domestique.
Enfin, dans les syndicats et milieux sociaux, on
désire retirer de l'alcool des avantages plus réels et
consolidés en faveur des œuvres sociales. Il résulte
de tout cela qu'une revision générale est une œuvre
périlleuse et très difficile à accomplir, et qu'on ira
au-devant de difficultés énormes qui ne seront pas
moindres que celles qu'on a rencontrées pour mettre
sur pied la loi actuelle. Mais c'est au peuple suisse
de répondre lorsqu'il aura à se prononcer sur la
présente initiative. Pour le moment, nous avons
simplement à donner notre avis et notre commis-
sion unanime vous demande d'engager le peuple
à rejeter la demande d'initiative, cela pour les
motifs suivants:

1. Les résultats utiles acquis dans le domaine
hygiénique ne sont pas contestables ; ils doivent être
maintenus, sans pour cela provoquer la prohibition
par des prix exagérés.

2. Les résultats financiers actuels de la Régie
des alcools ne sont point négligeables et vont en
s'améliorant. Avec prudence et mesure, il sera
possible de les consolider.

3. La protection de l'arboriculture, si prônée un
temps par les pouvoirs publics, est nécessaire et
utile au premier chef; elle tend du reste à faciliter
grandement les consommateurs.

4. Sans les mesures prises par la régie, la situa-
tion de l'agriculture serait rapidement aggravée
(pommes de terre, fruits, prix de l'alcool fédéral,
etc.) et les paysans ne pourraient plus utiliser leurs
sous-produits.

5. La distillation restera une obligation pour
utiliser les déchets, mais aussi parfois les fruits
dans les années à conditions atmosphériques spécia-
les, ou dans celles de très forte production; ce sera
toujours la soupape de. sûreté.

6. La loi actuelle est un compromis entre tous
es intérêts, souvent opposés et contradictoires.

7. La loi'actuelle tend chaque jour à améliorer
ses résultats et à s'adapter aux circonstances du
moment.

8. Elle doit spécialement pousser à l'honnêteté
dans le commerce des boissons distillées, et régle-
menter encore, d'entente avec les cantons, la ques-
tion des coupages et des spécialités.

9. La loi actuelle, dans son application, fait les
plus grands efforts pour régulariser la production
de l'alcool, pour unifier les prix par un stockage
et des mesures judicieuses.

10. Il paraît donc inutile et regrettable d'arrêter
tous ces efforts et les buts atteints ou en cours
d'exécution.

11. L'initiative est dangereuse en ce qu'elle
flatte les passions populaires et favorise les mécon-
tents, pour nous mettre en face d'une inconnue
chargée de difficultés.

En conclusion, nous vous demandons donc"
d'accord avec le Conseil des Etats, d'adopter le
projet du Conseil fédéral en admettant l'article 2
proposé: «L'Assemblée fédérale recommande au
peuple le rejet de la demande d'initiative.«

Allgemeine Beratung. — Discussion générale.
Bigler: Wie der Bundesrat in seiner Botschaft

schreibt, verfolgt die Reval-Initiative in ihrem
Hauptziel die Wiederherstellung der Freiheit des
Brennens von Obst, Most und Obsttrestern und die
Freigabe des Handels mit Obstbranntwein. Es
lässt sich nicht abstreiten, dass mit dieser Forde-
rung gerade jene Teile der Alkoholgesetzgebung
gefährdet werden, die sich im Blick auf das Volks-
wohl günstig ausgewirkt haben. Wem die innere
Gesundung des Volkes etwas wert ist, der wird
kaum jenen Zustand zurückwünschen wollen, wie
er vor 1930 war. Es wäre allerdings übertrieben,
behaupten zu wollen, dass die wachsende Nüchtern-
heit im Volke lediglich das Resultat der heutigen
Alkoholgesetzgebung sei. Die Bestrebungen all der
Wohlfahrts- und Nüchternheitsbewegungen haben
jedenfalls ein grosses Verdienst daran. Aber, auf
die heutige Alkoholgesetzgebung fällt ein grosser
Anteil. Man kann sich gegenüber den Initianten,
die das alles gefährden wollen, eines Vorwurfes
nicht gut enthalten.

Nun wollen wir allerdings auch nicht übersehen,
dass in der Handhabung des Gesetzes grosse Fehler
gemacht worden sind, die zu einem guten Teil
mitschuldig sind an der heutigen Missstimmung im
Volke. Dass hinter der Initiative vorerst die Unzu-
friedenen und vor allem die sogenannten Brenn-
häfeler stehen, dürfte klar sein. Ich möchte mich
mit diesen nicht weiter befassen.

Was mich mehr beschäftigt, das ist das Heer
der Enttäuschten und Betrogenen. Deren gibt es
leider recht viele, und die verantwortlichen Be-
hörden sind nicht ganz unschuldig, dass es so ist.
Es gibt dunkle Punkte in der Alkoholordnung, die
dem Ganzen nicht förderlich sind. So hat man dem
Bauern gegebene Versprechungen nicht gehalten.
Sie wissen, wie es steht um die Preisfrage. Auf dem
Wege der dringlichen Bundesbeschlüsse hat man
gerade hier weggenommenj was das Volk mit seiner
Stimmkarte beschlossen hat. Mit diesen Mass-
nahmen hat man die Diskussion um eine Revision
der Alkoholgesetzgebung ausgelöst. Ich möchte
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hier feststellen, dass der Gedanke einer Revision
nicht zuletzt aus parlamentarischen Kreisen selbst
ausgelöst worden ist. Ich erinnere auch an die
mangelhafte Besteuerung der alten Vorräte. Hier
hat man einigen Grossliköristen zuliebe nicht zu-
greifen dürfen. Dafür hat man aber dann den
grossen finanziellen Ausfall auf dem Rücken der
Bauern wie~der einzuholen versucht.

Ich erinnere an die Beimischungsfrage. Mit
grossen Hoffnungen hat man einst diese Frage auf-
geworfen und ist dann vor dem Machtwort der
Automobilisten umgefallen. Ich muss ferner hin-
weisen auf diesen Skandal in und um die Schnaps-
fälscherei. MUSS das Volk nicht immer mehr zur
Ueberzeugung gelangen, dass man die ganze Ange-
legenheit vertuschen und verschleppen will ? Alles
das sind Momente, die im Volke Enttäuschung
brachten und der Initiative Auftrieb geben werden.
Ich bin der Meinung, dass es der Sache nicht dienen
würde, wenn die verantwortlichen Instanzen hier
über begangene Fehler einfach hinweggehen wollten.

Nun weiss ich sehr wohl, dass die Initiative
diese Mängel nicht zu beheben vermag; sie wird
im Gegenteil die bereits erwähnten Gefahren, die
für den Bauern in der heutigen Gesetzgebung
liegen, in mancher Beziehung steigern. Im In-
teresse aller Stände unseres Volkes bin ich der
Meinung, dass den Initianten nicht Folge gegeben
werden kann. Sämtliche Postulate, die von den
Initianten aufgegriffen werden, können unter der
heutigen Gesetzgebung ausgebaut werden. Es ist
gar nicht notwendig, das Positive zuerst zu zer-
schlagen; wir wollen uns aber auch bewusst sein
dass es zu einer erfolgreichen Verwirklichung der
einstigen Ziele unserer Alkoholordnung der Mit-
arbeit aller Volkskreise bedarf. Die Voraussetzung
hierzu ist die Beseitigung jener Mängel und jener
Fehler, die im Volke Enttäuschung und Missbilli-
gung auslösen mussten. Was wir verlangen, das ist
erstens die Wiederherstellung der Preisgarantie für
das Obst, wie sie vom Gesetz ursprünglich vorge-
sehen war. Für den Bauern einen gerechten Preis.
Das ist ferner eine vermehrte Anstrengung in der
brennlosen Verwertung unseres Obstes. Dabei
denken wir vor allem auch an die Förderung des
Exportes durch Sicherung vermehrter Devisen.
Aber auch im Ausbau der Obstkonservierung muss
von seilen der Alkoholverwaltung unbedingt ein
Mehreres getan werden. Diese gewaltige Fremd-
obsteinfuhr im Frühjahr und im Sommer muss viel
mehr durch unsere Inlandernte ersetzt werden
können. Es wird etwa geltend gemacht, diese Kon-
servierung sei eine Sache der Obstproduzenten
selbst. Das wird aber nie möglich sein, weil dem
Bauern hierzu die Einrichtungen und die Mittel
fehlen. Darüber hinaus ist überhaupt ein besserer
Ausgleich der Ernteerträge anzustreben. Es ist
ein Unding, wenn im einen Jahre von der Alkohol-
verwaltung für rund 15 Millionen Franken Brannt-
wein übernommen werden muss und dann im
folgenden Jahre 2300 Wagen Mostobst eingeführt
werden. Das ist wiederum eine Frage, die nicht
von den einzelnen Obstproduzenten, sondern von
der Alkohölverwaltung in Verbindung mit den
Mostereien usw. gelöst werden kann.

Ferner müssen wir verlangen, dass in der Bei-
mischungsfrage nun vorwärts gemacht wird ^-

angesichts der aussenpolitischen Lage wird diese
Forderung kaum bestritten werden können — und
dass endlich auch vorwärts gemacht wird in der
Abklärung der Schnapsfälscheraffäre. Diese Forde-
rung drängt sich im Blick auf die Initiative geradezu
auf. Auf diesem Wege und in diesem Sinne ist
eine Reorganisation der Alkoholordnung notwendig,
und wir müssen dies verlangen.

Was die Initiative anbelangt, so erachten wir
den Weg als falsch und ungangbar. Das ist der
Grund, warum wir für Ablehnung der Reval-
Initiative stimmen werden.

Huggler: Wenn ich mich hier zum Wort ge-
meldet habe, geschah es nicht etwa, um auch noch
über die Notwendigkeit der Ablehnug der Initiative
zu sprechen. Schon in der Botschaft ist dies ja in
klarer, geradezu zwingender Weise dargestellt
worden, das übrige hat noch der Herr Kommissions-
präsident dargetan. Ich wollte nur zwei Wünsche
zum Ausdruck bringen. Der eine ist der, es sollte
dafür gesorgt werden, dass die als nötig und nütz-
lich anerkannten Verbesserungen und Revisionen
sobald als möglich durchgeführt oder zum minde-
sten angezeigt werden, so dass wir in der Kam-
pagne gegen diese Initiative die Absicht des Bundes-
rates oder die Meinung der Kommissionen über die
als berechtigt anerkannten Begehren in bezug auf
die Verbesserung' der geltenden Alkoholgesetz-
gebung bekanntgeben können. Ich halte das für
nötig hauptsächlich aus psychologischen, auch aus
sachlichen Gründen. Aus psychologischen Gründen
deshalb: Wir haben die Erfahrung alle* schon oft
gemacht, wie peinlich es ist, wenn man gegen eine
Reihe Forderungen aufzutreten hat und sich dann
lediglich darauf konzentrieren muss, die Forderun-
gen abzulehnen, ohne sagen zu können, was man
an Stelle dessen, was man bekämpft, schliesslich
setzen will. Darüber sollte Klarheit geschaffen
werden, bevor der Abstimmungstermin da ist, so-
weit es bis dahin möglich ist.

Der zweite Wunsch wäre der, in der Bevölke-
rung eine bessere Aufklärung über die Vorzüge der
gegenwärtigen Alkoholgesetzgebung, namentlich im
Hinblick auf das, was die Reval-Initiative verlangt,
zu verbeiten. Ich war geradezu entsetzt, als ich
seinerzeit von den Versammlungen hörte, was da
in Schwyz alles Mögliche und Unmögliche über die
gegenwärtige Alkoholgesetzgebung behauptet
wurde, über die Art und Weise, wie sich in der
Innerschweiz die Versammlungen abgespielt haben,
über den Geist, der in der dortigen Bevölkerung
herrscht und über die absolute Unkenntnis des
hohen kulturellen Wertes, den die Revision der
Alkoholgesetzgebungi wie wir sie im Jahre 1931
durchgeführt haben, gebracht hat. Ich bin der
Ansicht, dass dieser Wert nicht hoch genug einge-
schätzt werden kann. Ich bin überzeugt, dass wir
erst im Laufe von Jahren den vollen Wert dieses
Werkes erkennen werden. Wir werden imstande
sein, anhand der Statistiken über den Stand der
Volksgesundheit und namentlich auch über die
geistige Verfassung in unserem Volke Vergleiche
mit ähnlichen Erhebungen aus früheren Jahrzehn-
ten anzustellen. Dann werden wir bestimmt die
angenehme Entdeckung machen, dass der Gesund-
heitszustand unserer Bevölkerung gerade dank


































